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Drucksache V/2455 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. November 1967 

II/l — 68070 — 6293/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäisdien Gemeinschaften 
hier: Agrar-/ Assoziationspolitik in der 

Europäisdien Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats betreffend die Verlängerung der 
Verordnung Nr, 361/67/EWG für Getreide- und Reisver- 
arbeitungserzeugnisse mit Ursprung in den assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar oder in den über- 
seeischen Ländern und Gebieten. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 14. Novem- 
ber 1967 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen; die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit einer Verabschiedung des Kommissionsvorschlages durch 
den Rat ist bis Jahresende zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckeroi, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
betreffend die Verlängerung der Verordnung Nr. 361/67/EWG 
für Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse mit Ursprung 
in den assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar oder 
in den überseeischen Ländern und Gebieten. 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 

GEMEINSCHAFTEN — | 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf | 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Assoziierungsabkommen zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und den assoziier- 
ten afrikanischen Staaten und Madagaskar hat sich 
die Gemeinschaft verpflichtet, bei der Gestaltung 
ihrer gemeinsamen Agrarpolitik die Interessen die- 
ser assoziierten Staaten in bezug auf die den euro- 
päischen Erzeugnissen gleichartigen und mit ihnen 
konkurrierenden Erzeugnissen zu berücksichtigen. 

Der Beschluß des Rats vom 25. Februar 1964 über 
die Assoziierung der überseeischen Länder und Ge- 
biete mit der Europäischen Wirtschaftsgemein- i 
Schaft“) enthält die gleiche Verpflichtung in bezug i 
auf die Interessen dieser Länder und Gebiete. 
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Die von der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft : 
gegenüber den assoziierten afrikanischen Staaten 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 93 | 
vom 11. Juni 1964, S. 1431/64 j 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 93 j 
vom 11. Juni 1964, S. 1472/64 i 


und Madagaskar und den überseeischen Ländern 
und Gebieten einqegangene Verpflichtung gilt bis 
zum 31. Mai 1969. 

Die in Artikel 11 des Assoziierungsabkommens 
vorgesehenen Konsultationen haben stattgefunden. 

Gemäß Verordnung Nr. 361/67/EWG ^) wird den 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 
und den überseeischen Ländern und Gebieten eine 
Verringerung des Abschöpfungsbetrages für Ge- 
treide- und Reisverarbeitsungserzeugnisse gewährt. 
Diese Regelung läuft am 31. Dezember 1967 aus. Die 
Gründe, auf die diese Regelung zurückzuführen ist, 
bestehen weiterhin; nach den in der Übergangszeit 
für die Anwendung dieser Regelung gesammelten 
Erfahrungen besteht keine Veranlassung, diese Re- 
gelung zu ändern. Sie ist daher für die Dauer der 
Verpflichtung der Gemeinschaft gegenüber den vor- 
genannten Staaten, Ländern und Gebieten zu ver- 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

E i n z i ig e r Artikel 

Die Verordnung Nr. 361/67/EWG wird bis zum 
31. Mai 1969 verlängert. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 174/67 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Mit Verordnung Nr. 361 67/EWG vom 25. Juli 1965 
hat der Rat die Regelung für Getreide- und Reisver- 
arbeitungserzeugnisse mit Ursprung in den asso- 
ziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar oder 
in den überseeischen Ländern und Gebieten erlas- 
sen, 

Diese Verordnung läuft am 31. Dezember 1967 aus. 

Unter Berücksichtigung der Verpflichtungen, die sich 
aus dem Abkommen von Jaunde und der Ratsent- 
scheidung vom 25. Februar 1964 ergeben, empfiehlt 
es sich, die Regelung, die bis zum 1. Januar 1968 
gültig ist, bis zum Ende der Laufzeit des genannten 
Abkommens zu erlassen. 

Aufgrund der Erfahrungen, die bei der Anwendung 
der gegenwärtig geltenden Regelung gesammelt 
wurden, ist es angebracht, die Bestimmungen der ge- 
nannten Verordnung zu verlängern. 
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